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I. 


Mitglieder der Kriegshilfskommiſſion für Oſtpreußen. 


Namen 


von Batocki, Vorſitzender 


2 Dr. Gramſch 


> 
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von Hellmann 


Dr. Graf von Keyſerlingk 
Fürſt zu Dohna⸗Schlobitten 


Durchlaucht 
Jungſchulz von Röbern 


von Berg 


Dr. Kapp 


Dr. Körte 
Winckler 


Schickert 


Stand 


Oberpräſident 
Regierungspräſident, 
Wirklicher Geheimer 
Oberregierungsrat 
Regierungspräſident 
Regierungspräſident 
Vorſitzender des Pro⸗ 
vinziallandtages 
Vorſitzender des Pro- 
vinzialausſchuſſes, 
Rittergutsbeſitzer 
Landeshauptmann, 
Königl. Kammerherr 
Generallandſchafts⸗ 
direktor, Geheimer 
Oberregierungsrat 
Oberbürgermeiſter 
Vorſitzender des mittel⸗ 
deutſchen Feuerſozie⸗ 
tätsverbandes, Land⸗ 
rat a. D. 
Generaldirektor der 
Feuerſozietät für die 
Provinz Oſtpreußen, 
Oberregierungsrat 
a. D. 


Wohnort 


Königsberg 
Gumbinnen 


Allenſtein 
Königsberg 
Schlobitten 


Laggarben 
bei Bahnhof 
Skandau 
Königsberg 
Königsberg 


Königsberg 
Merſeburg 


Königsberg 


er} 


Namen | Stand | Wohnort 


Lfd. Nr. 


12 | Gramberg Generaldirektor der Königsberg 
Oſtpreußiſchen Land⸗ 
geſellſchaft, 

Regierungsrat a. D. 

13 Freiherr von Tettau⸗Tolks Majoratsbeſitzer, Kraphauſen 
Schloßhauptmann, 
ftellvertretender Vor- 
ſitzender der Land⸗ 
wirtſchaftskammer 

14 Prill Beſitzer und Amts⸗ Damerau 
vorſteher bei Bartenſtein 

15 Meyer, Otto Obervorſteher der Kauf⸗ Königsberg 
mannſchaft, General⸗ 
konſul a. D., Mit⸗ 
glied des Herren⸗ 
hauſes 

16 Schwenner Fabrikbeſitzer, Stadtrat Tilſit 

17 | Koru, A. Hofbäckermeiſter, Stadt⸗ Königsberg 
rat, Vorſitzender der 
Handwerkskammer 

18 Karſchuck Vorſitzender der Hand- | Gumbinnen 
werkskammer 


III. 
Kaiſerlicher Erlaß vom 27. Auguſt über die Hilfe für Oſtpreußen. 


Die Heimſuchung Meiner treuen Provinz Oſtpreußen durch das 
Eindringen feindlicher Truppen erfüllt Mich mit herzlicher Teilnahme. 
Ich kenne den in noch ſchwererer Zeit bewährten unerſchütterlichen 
Mut Meiner Oſtpreußen zu genau, um nicht zu wiſſen, daß ſie ſtets 
bereit find, auf dem Altare des Vaterlandes Gut und Blut zu opfern 
und die Schreckniſſe des Krieges ſtandhaft auf ſich zu nehmen. Das 
Vertrauen zu der unwiderſtehlichen Macht unſeres heldenmütigen 
Heeres und der unerſchütterliche Glaube an die Hilfe des lebendigen 


y 


Gottes, der dem deutſchen Volke in feiner gerechten Sache und Not- 
wehr bisher ſo wunderbaren Beiſtand geleiſtet hat, werden niemanden 
in der Zuverſicht auf baldige Befreiung des Vaterlandes von den 
Feinden ringsum wanken laſſen. Ich wünſche aber, daß alles, was 
zur Linderung der augenblicklichen Not in Oſtpreußen, ſowohl der von 
ihrer Scholle vertriebenen als auch der in ihrem Beſitz und Erwerbe 
geſtörten Bevölkerung geſchehen kann, als ein Akt der Dankbarkeit 
des Vaterlandes ſogleich in Angriff genommen wird. Ich beauftrage 
das Staatsminiſterium im Verein mit den Behörden des Staates, 
den provinziellen und ſtädtiſchen Verbänden und den Hilfsvereinen 
auf den verſchiedenen Gebieten der Fürſorge durchgreifende Maß⸗ 
nahmen zu treffen und Mir vom Geſchehenen Meldung zu machen. 


Großes Hauptquartier, den 27. Auguſt 1914. 


Wilhelm R. 
An das Staatsminiſterium. 


E 


Kaiſerlicher Erlaß wegen Errichtung der Kommiſſion vom 
24. September. 


Auf den Bericht des Staatsminiſteriums vom 21. d. M. will 
Ich, nachdem der Feind durch die Waffenerfolge unſeres tapferen 
Heeres aus dem Lande vertrieben iſt, in Billigung der Mir unter⸗ 
breiteten Vorſchläge zur Linderung der Meiner treuen Provinz Oſt⸗ 
preußen durch den Einfall ruſſiſcher Truppen verurſachten Not geneh⸗ 
migen, daß unverzüglich die zur Feſtſtellung der Kriegsſchäden 
erforderlichen Maßnahmen getroffen und mit Hilfe der von Meinem 
Finanzminiſter bereit geſtellten Mittel den geſchädigten Bewohnern 
der Provinz einſtweilen die Führung ihres Haushalts, Wirtſchafts⸗ 
und Gewerbebetriebes ermöglicht werde. Zur Beratung der Staats⸗ 
behörden bei der Erfüllung dieſer Aufgabe will Ich ferner die Ein⸗ 
ſetzung einer Kriegshilfskommiſſion für die Provinz Oſtpreußen unter 
dem Vorſitze des Oberpräſidenten in Königsberg genehmigen und zu 
deren Mitgliedern neben den Regierungspräſidenten in Königsberg, 
Gumbinnen und Allenſtein die Vorſitzenden des Provinziallandtages 
und des Provinzialausſchuſſes, den Landeshauptmann und den Ge⸗ 
nerallandſchaftsdirektor der Provinz Oſtpreußen und den Ober- 
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bürgermeiſter Meiner Reſidenzſtadt Königsberg aus Königlichen 
Vertrauen berufen. Der Kommiſſion folen ferner zwei Vertreter der 
Landwirtſchaftskammer und je ein Vertreter der kaufmänniſchen Kor⸗ 
porationen in Königsberg und Tilſit ſowie der Handwerkskammern in 
Königsberg und Gumbinnen als Mitglieder beitreten, die auf Grund 
von Vorſchlägen der Vorſtände dieſer Körperſchaften vom Staats⸗ 
miniſterium zu beſtellen ſind, dem im übrigen die Ergänzung der 
Kommiſſion durch Berufung von örtlich nicht intereſſierten Sach⸗ 
verſtändigen zu Mitgliedern überlaſſen bleibt. Das Staats⸗ 
miniſterium wird mit der Ausführung dieſes Erlaſſes beauftragt 
und ermächtigt, den Geſchäftskreis der Kommiſſion zu regeln und ſich 
an ihren Beratungen durch Kommiſſare zu beteiligen. 
Großes Hauptquartier, den 24. September 1914. 
gez. Wilhelm R. 
ggez. v. Bethmann Hollweg. Delbrück. v. Tirpitz. Beſeler. 


ggez. v. Breitenbach. Sydow. v. Trott zu Solz. Fehr. v. Schorlemer. 
gaez. Lenge. v. Falkenhayn. v. Loebell. Kühn. v. Jagow. 


An das Staatsminiſterium. 
IV. 
Die dazu ergangene Miniſterialanweiſung vom 29. September. 
Berlin, den 29. September 1914. 
In Ausführung des Allerhöchſten Erlaſſes vom 24. Sep⸗ 
tember d. J. wird hiermit wegen 
Bildung einer Kriegshilfskommiſſion für Oſtpreußen 
und Gewährung einer ſtaatlichen Vorentſchädigung in 
den durch den Krieg betroffenen Landesteilen folgendes 
beſtimmt: 
I. Kriegshilfskommiſſion für Oſtpreußen: 
1. Als ſachverſtändige Mitglieder werden auf Grund Alfer- 
höchſter Ermächtigung berufen: 
der Vorſitzende des mitteldeutſchen Feuerſozietäts⸗ 
verbandes, Landrat a. D. Winckler in Merſe⸗ 
burg, 
der Generaldirektor der Oſtpreußiſchen Landfeuer— 
ſozietät, Oberregierungsrat a. D. Schickert, 
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der Generaldirektor der Oſtpreußiſchen Landgeſell⸗ 
ſchaft, Regierungsrat a. D. Gramberg. 


2. Die Vorſtände der Landwirtſchaftskammer in Königs⸗ 


— 


0. 


berg i. Pr., der kaufmänniſchen Korporation in Königs⸗ 
berg und Tilſit und der Handwerkskammern in Königs⸗ 
berg und Gumbinnen haben das ihnen Allerhöchſt ver⸗ 
liehene Vorſchlagsrecht unverzüglich auszuüben und ihre 
Vorſchläge dem Staatsminiſterium durch Vermittelung 
des Oberpräſidenten in Königsberg zu unterbreiten. 


.Die Kommiſſion tritt auf Einladung des Vorſitzenden 


zuſammen, der den Schriftverkehr in ihrem Namen zu 
führen und ſie nach außen zu vertreten hat. Sie iſt be⸗ 
ſchlußfähig bei Anweſenheit von mindeſtens ſieben Mit⸗ 
gliedern unter Einſchluß des Vorſitzenden, der durch 
ſeinen Vertreter im Hauptamte vertreten werden kann. 
— Die Kommiſſion kann Unterausſchüſſe zur Beratung 
beſtimmt zu bezeichnender Angelegenheiten bilden. Sie 
hat ihre Geſchäftsordnung und die Geſchäftsordnung der 
Unterausſchüſſe ſelbſtändig zu regeln. 


Die Mitglieder der Kriegshilfskommiſſion erhalten bei 


notwendigen Reiſen zur Erledigung der ihnen zugewie⸗ 

ſenen Aufgaben Reiſekoſten und Tagegelder, und zwar: 

die beamteten Mitglieder nach den ihnen als Be⸗ 
amten zuſtehenden, 

die nichtbeamteten Mitglieder nach den für die Mit- 

glieder des Provinziallandtages der Provinz 
Oſtpreußen geltenden Sätzen. 
Die Kommiſſion wird mit ſchleuniger Begutachtung der 
bei Gewährung einer ſtaatlichen Vorentſchädigung zu be⸗ 
achtenden Grundſätze unter Innehaltung der im Mb- 
ſchnitt II dieſer Anweiſung gegebenen Beſtimmungen 
betraut. 

Ihr liegt ferner ob, ſich über die Feſtſtellung der 
Kriegsſchäden, die Regelung des Feſtſetzungsverfahrens 
und über wirtſchaftliche Maßnahmen zur Erhaltung der 
Lebensfähigkeit der Provinz Oſtpreußen gutachtlich zu 
äußern. Die Erteilung beſtimmter Aufträge im Rahmen 
dieſer Aufgaben bleibt den beteiligten Reſſortminiſterien 
vorbehalten. Die Berichte der Kommiſſion ſind an den 
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Miniſter des Innern zu richten; Abſchriften für den 
Vizepräſidenten des Staatsminiſteriums und den 
Finanzminiſter ſind dieſen in allen Fällen unmittelbar 
einzureichen. 

Soweit an der Entſcheidung einer Angelegenheit 
andere Reſſorts beteiligt ſind, iſt den zuſtändigen Reſſort⸗ 
miniſtern ebenfalls unmittelbar Bericht zu erſtatten, und 
daß dies geſchehen, in dem Bericht an den Miniſter des 
Innern zu vermerken. 

II. Vorentſchädigung. Vorbehaltlich reichsgeſetzlicher Beſtim⸗ 
mungen gemäß 8 35 des Kriegsleiſtungsgeſetzes vom 13. Juli 1873 
wegen endgültiger Erſtattung des Schadens, der durch den Krieg an 
beweglichem und unbeweglichem Eigentum entſtanden iſt, und in An⸗ 
rechnung auf dieſe ſoll aus bereiten ſtaatlichen Mitteln den durch den 
Einfall feindlicher Truppen, durch Beſchießung oder andere auf An— 
ordnung militäriſcher Befehlshaber getroffene kriegeriſche Map- 
nahmen in ihrer wirtſchaftlichen Exiſtenz bedrohten Einwohnern der 
vom Kriege berührten Landesteile eine Vorentſchädigung gewährt 
werden, durch welche ſie zur Fortführung ihres Haushaltes, ihres 
landwirtſchaftlichen und gewerblichen Betriebes oder ſonſtigen Er- 
werbszweige und zur Beſchaffung der hierzu erforderlichen Geräte und 
Inventarſtücke notdürftig inſtand geſetzt werden, ſoweit ihnen ſolche 
nicht in natura geliefert werden können. Die Vorentſchädigung, die 
der Regel nach auf einen Bruchteil des entſtandenen Kriegsſchadens 
zu beſchränken iſt, unterliegt der zwangsweiſen Wiedereinziehung 
durch den Staat im Wege des Verwaltungszwangsverfahrens, ſoweit 
ihr Betrag von dem Geſchädigten nicht oder nicht im vollen Umfange 
zu dem angegebenen Zwecke verwendet wird. Die Beſtimmung über 
das Verfahren bei Feſtſetzung der Vorentſchädigung bleibt weiterer 
Verfügung vorbehalten. 

III. Kriegshilfsausſchüſſe. Die Bildung örtlicher Kommiſſionen 
zur Feſtſtellung der Kriegsſchäden und zur Begutachtung der vor— 
läufig zu gewährenden Vorentſchädigung (Kriegshilfsausſchüſſe) 
erfolgt auf Anordnung der Miniſter des Innern und der Finanzen. 


Das Staatsminiſterium. 
gez. Delbrück. Beſeler. v. Breitenbach. Sydow. 
D e ee ou Cpls. Frhr. v. Schorlemer. Lentze. 
v. Loebell. Kühn. 
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N 
Entwurf einer Geſchäftsordnung für die Kriegshilfskommiſſion. 


1: 
Der Vorſitz und die Vertretung der Kommiſſion nach außen 
ſind durch Miniſterialerlaß geregelt. 
= 
Der Vorſitzende beſtimmt, inwieweit die Sitzungen der Kom- 
miſſion öffentlich ſind. 
2 
Der Vorſitzende iſt berechtigt, zu den Sitzungen der Kommiſſion 
Sachverſtändige ohne Stimmrecht zuzuziehen. 
4. 
Durch Beſchluß der Kommiſſion werden zur Vorbereitung ihrer 
Entſcheidungen folgende Ausſchüſſe gebildet: 
. für landwirtſchaftliche Fragen, 
2. für Handel und Gewerbe, 
3. für Brand- und Plünderſchaden, 
4. für Kreditfragen, 
5. für den Wiederaufbau zerſtörter Ortſchaften. 


— 


Gy 
Der Oberpräſident führt den Vorſitz in den Ausſchüſſen und 
wird durch einen von dem Ausſchuß zu wählenden ſtellvertretenden 
Vorſitzenden vertreten. 
6. 
Jedem Ausſchuß wird ein Geſchäftsführer und ein Protokoll— 
führer durch den Oberpräſidenten zugewieſen. 


— 


. 
Der Ausſchuß iſt berechtigt, mit Zuſtimmung des Oberpräſiden⸗ 
ten ſich durch Zuwahlen von ſtimmberechtigten Mitgliedern zu 
ergänzen und Sachverſtändige ohne Stimmrecht zu ſeinen Sitzungen 
zuzuziehen. 
8. 

Die nicht zum Ausſchuß gehörigen Mitglieder der Kommiſſion 
ſind berechtigt, den Ausſchußſitzungen beizuwohnen und erhalten die 
Einladungen zu dieſen Sitzungen nebſt Tagesordnung zur Kenntnis⸗ 
nahme. 
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95 
Einzelne Mitgliederausſchüſſe können durch den Oberpräſiden⸗ 
ten zur Teilnahme an Sitzungen der Kriegshilfsausſchüſſe in den 
Kreiſen entſandt werden, um Feſtſtellungen über die Arbeitsweiſe 
der Ausſchüſſe zu treffen und in eiligen Fällen namens der Kom— 
miſſion vorläufige Anordnungen zu erteilen, über welche dem Ober⸗ 
präſidenten umgehend zu berichten iſt. 


VI, 
Beſchlüſſe der Kriegshilfskom miſſion. 
I. Verfahren. 


Die Kriegshilfskommiſſion wählt nach der an einem Nachmittag 
ſtattfindenden konſtituierenden Sitzung fünf Ausſchüſſe: 
1. für landwirtſchaftliche Betriebe, 
2. für ſonſtige Betriebe und Erhaltung des Haushaltes, 
3. für Brandſchäden, 
4. für Kreditfragen, 
5. für Wiederaufbau zerſtörter Städte und Dörfer. 

Die Ausſchüſſe beraten am Vormittag des zweiten Sitzungs— 
tages, die Vollkommiſſion möglichſt am Nachmittage dieſes Tages 
mit endgültnger Beſchlußfaſſung wenigſtens über die erſtmalige, 
dringliche Vorentſchädigung zu 1 und 2. 

Die Ausſchüſſe beraten ſodann in ſpäteren Sitzungen die Rege⸗ 
lung der ſpäteren, weniger dringlichen Vorentſchädigungszahlungen 
und der endgültigen Entſchädigung. Nach Beendigung dieſer Arbeit 
tritt die Vollkommiſſion zur Beſchlußfaſſung hierüber zuſammen. 
Die Kommiſſion und die Ausſchüſſe ſind berechtigt, mit Zuſtimmung 
des Oberpräſidenten Sachverſtändige zuzuziehen. Dieſen zuſtehende 
Gebühren ſetzt der Oberpräſident feſt. Zur Bearbeitung der An⸗ 
gelegenheiten der Kommiſſion und ihrer Ausſchüſſe iſt der Vorſitzende 
ermächtigt, auf Kündigung angeſtellte Geſchäftsführer und andere 
Hilfskräfte anzuſtellen. Die hierfür entſtehenden Koſten werden aus 
dem Entſchädigungsfonds bezahlt. 

Der Vorſitzende der Kommiſſion führt die laufende Auffſicht 
über die Tätigkeit der Kriegshilfsausſchüſſe; er hat darüber der Kom- 
miſſion zu berichten und in wichtigen Zweifelsfällen ihre Entſcheidung 
einzuholen. 


=i 
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Die Kriegshilfsausſchüſſe haben ſofort nach Eingang der mini- 
ſteriell genehmigten Anweiſung ihre Tätigkeit hinſichtlich der Vor⸗ 
entſchädigung zu beginnen und mit möglichſter Beſchleunigung durch⸗ 
zuführen. Die für ihre Arbeit nötigen techniſchen und Schreibhilfen 
werden aus den Vorentſchädigungsmitteln bezahlt. Ihre Anſtellung 
bedarf der Genehmigung des Oberpräſidenten. In Ausſicht genommen 
ift für jeden Landkreis ein landwirtſchaftlicher Wanderlehrer, ſoweit 
nicht die landwirtſchaftlichen Winterſchulldirektoren dem Kreiſe zur 
Verfügung ſtehen; für Kreiſe mit beſonders erheblichen gewerblichen 
Schäden ferner ein techniſch oder gewerblich gebildeter Beamter. 
Zahlungen erfolgen durch die Kreiskommunalkaſſe, welche die nötigen 
Vorſchüſſe aus dem Fonds erhält. Für kreisangehörige Städte kann 
die Stadtkaſſe unter angemeſſener Kontrolle durch den Landrat als 
Vorſitzenden des Kriegshilfsausſchuſſes die Kaſſengeſchäfte über⸗ 
nehmen. 


II. Grundſätze für die erſtmalige Vorentſchädigung. 


1. Im allgemeinen. 


a) Die Vorentſchädigung ſoll unbedingt auf das zur Fort⸗ 
führung des Haushaltes, des landwirtſchaftlichen und gewerblichen 
Betriebes oder ſonſtigen Erwerbszweiges und zur notdürftigen Be- 
ſchaffung der hierzu erforderlichen Geräte und Inventarſtücke not⸗ 
wendige Maß beſchränkt werden. Da die geſamte Vorentſchädigung 
nur einen, in der Höhe nicht beſtimmten „Bruchteil“ des geſamten 
tatſächlichen Schadens betragen ſoll, iſt dieſer in ganz überſchläglicher 
Weiſe in einer Zahl zu ermitteln. Für dieſe Ermittelung iſt ein erheb⸗ 
licher Zeitaufwand nicht gerechtfertigt, denn ſie hat für die endgültige 
— erſt ſpäter auf Grund der von der Provinzialkommiſſion auf: 
zuſtellenden Grundſätze — vorzunehmende Feſtſtellung des Kriegs- 
ſchadens keine Bedeutung, und es ift im allgemeinen ausgeſchloſſen, 
daß die bei der Vorentſchädigung als notwendig zur Fortführung des 
Haushaltes und Betriebes feſtzuſtellende Summe mehr als einen 
Bruchteil des Geſamtſchadens betragen könnte, jo daß es für die Bor- 
entſchädigung auf die Geſamtſchadensſumme wenig ankommt. 

b) Die Lieferung hat möglichſt in Natur zu erfolgen; wo das 
nicht angeht, iſt dem Geſchädigten eine Beſcheinigung zu geben, daß 
Rechnungen für die bezeichneten Anſchaffungen bis zur feſtgeſetzten 
Höhe von der Kreiskommunalkaſſe aus Staatsmitteln gezahlt werden 
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würden, und dieſe Bezahlung hat nach Vorlegung der von dem Ge- 
ſchädigten auf die Richtigkeit zu beſcheinigenden Rechnung zu erfolgen. 
Müſſen dem Geſchädigten Barmittel in die Hand gegeben werden, 
etwa zur Beſoldung von Angeſtellten und Arbeitern, oder zur An⸗ 
ſchaffung von Waren in der Stadt, deren Barzahlung üblich iſt, ſo iſt 
bei größeren Beträgen eine alsbaldige Einreichung der Quittungen 
an die Kreiskommunalkaſſe zu fordern. Zu verhindern iſt, daß irgend 
welche Vorſchüſſe zur Begleichung von ſchon vor dem Einbruch des 
Feindes beſtehenden Schuldverbindlichkeiten oder Zinſen verwendet 
werden. Ausnahmen bedürfen der Genehmigung des Oberpräſidenten. 
Die in dem Miniſterialerlaß vorgeſehene Rückzahlungspflicht iſt — 
auch für den Fall, daß der Entſchädigte ſeinen Betrieb aufgibt oder 
die Heimat verläßt — formularmäßig anzuerkennen. Wiſſentlich oder 
grob fahrläſſige, falſche Angaben des Geſchädigten bei der Vorent⸗ 
ſchädigungs⸗ und Schadensermittelung bedingen die Rückzahlungs⸗ 
pflicht für den Empfänger und den Verluſt weiterer Anſprüche. 


2. Fortführung des Haushaltes. 

a) Schon um unerwünſchte Preisſteigerung von Haushalts- 
gegenſtänden zu vermeiden, iſt dieſe Entſchädigung ſorgſam auf das un⸗ 
bedingt für die Ernährung und die Geſundheit der Haushaltsange⸗ 
hörigen nötige Maß zu beſchränken. Irgend welche der Bequem⸗ 
lichkeit dienenden Anſchaffungen dürfen aus der Vorentſchädigung nicht 
bezahlt werden; ein Beſtand von Nahrungsmitteln, Brennmaterial 
uſw. nur inſoweit, als er zur Fortführung des Haushaltes unbedingt 
erforderlich ift. Wo genügendes Einkommen und genügende Erwerbs- 
möglichkeit fehlt, können in Ausnahmefällen die zum notdürftigen 
Lebensunterhalt erforderlichen wöchentlichen oder monatlichen Be⸗ 
träge bis Ende dieſes Winters bei dieſer Poſition vorgeſehen werden, 
desgleichen bei Unmöglichkeit der Mietszahlung die Wohnungsmiete 
und bei Einquartierung wegen Obdachloſigkeit infolge Zerſtörung der 
Wohnung das an den Quartiergeber zu zahlende Quartiergeld. 


3. Gebäude. 

a) Die Schätzung der Brand- und Geſchoßſchäden an Gebäuden 
erfolgt durch die Feuerſozietät für die Provinz Oſtpreußen. Bei der 
endgültigen Schadensberechnung kann über die verſicherungstechniſch 
feſtgeſetzten Schäden hinausgegangen werden, ſoweit das nötig iſt, um 
die Beſitzer inſtand zu ſetzen, wirtſchaftlich brauchbare Gebäude des⸗ 
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jelben Umfanges wiederherzuſtellen. Alsbaldige Vorſchüſſe dürfen 
auch vor erfolgter Feſtſtellung durch die Feuerſozietät, aber nur für 
ſolche Bauarbeiten bewilligt werden, deren Herſtellung vor Eintritt 
des Winters möglich und wirtſchaftlich geboten iſt. Vorläufige 
größere Herſtellungsarbeiten an Gebäuden, wie Notdächer, auf 
Koſten des Fonds ſind zuläſſig, wenn die Koſten in richtigem Ver⸗ 
hältnis zum wirtſchaftlichen Vorteil der ſofortigen Herſtellung ſtehen. 
Bei der Ausführung iſt ſorgfältig darauf zu achten, daß Hölzer ſo 
verlängt werden, daß ſie beim ſpäteren endgültigen Bau benutzt 
werden können. Bei Hergabe von Bauholz aus Königlichen Forſten 
wird von der Forſtverwaltung Kredit gewährt, Vorſchüſſe aus den 
Vorentſchädigungsmitteln ſind alſo hierfür nicht nötig. Zu Baracken⸗ 
bauten dürfen Vorſchüſſe nur mit beſonderer Genehmigung des Ober- 
präſidenten ausnahmsweiſe hergegeben werden, wenn jede andere 
Möglichkeit der Unterbringung bis zum nächſten Jahre, wo mit end- 
gültigen Bauten begonnen werden kann, ausgeſchloſſen iſt und die 
rechtzeitige Herſtellung von Baracken zu angemeſſenem Preiſe ge⸗ 
ſichert werden kann. 


4. Landwirtſchaftliche Betriebe. 


a) Zur Herſtellung von Wirtſchaftsgebäuden und Arbeiter- 
wohnungen dürfen Vorſchüſſe vorläufig nur bewilligt werden, wenn 
die Beſchädigung ſo gering iſt, daß die Herſtellung noch zum Herbſt 
erfolgen kann. Vorſchüſſe für Scheunenbauten ſind vorläufig unzu⸗ 
läſſig. Bei Zerſtörung aller oder faſt aller Wirtſchaftsgebäude muß 
der Betrieb ſchlimmſtenfalls einſtweilen ruhen, das Vieh verkauft oder 
in Futter gegeben werden und die Gutsarbeiter müſſen, ſo gut es 
geht, auswärts beſchäftigt werden. Ausnahmen bedürfen der Ge- 
nehmigung des Oberpräſidenten. 

p) Für noch vor Eintritt des Froſtes ausführbare Wieder- 
herſtellungen kleinerer Schäden an Drainagen und ſonſtigen 
Meliorationsanlagen können, wenn bei Aufſchub die Wirtſchaft 
erheblich leiden würde, Vorſchüſſe gewährt werden. 

e) Zur Anſchaffung von Rindvieh ſind Vorſchüſſe vorläufig 
unzuläſſig. Ausnahmsweiſe Bewilligungen zur Anſchaffung von Zucht⸗ 
bullen bedürfen der Genehmigung des Oberpräſidenten. 

d) Zuchtſchweine, Ferkel und Läufer zu Maſtzwecken können 
(ev. durch Vermittelung der Landwirtſchaftskammer) auf das Vor- 
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ſchußkonto geliefert werden, desgleichen Federvieh. Vorſchüſſe zur Be⸗ 
ſchaffung von Füllen ſind nur ausnahmsweiſe mit Genehmigung 
des Oberpräſidenten geſtattet. 

e) Wo Rauhfutter nicht genügend vorhanden iſt, können Bei⸗ 
hilfen zu deſſen Ankauf aus der Nachbarſchaft in der Regel nur ge⸗ 
geben werden, wenn es ſich um Haltung wertvollen Zuchtmaterials 
oder unbedingt für den Haushalt nötiger Milchkühe handelt. Aus⸗ 
nahmen bedürfen der Genehmigung des Oberpräſidenten. Im übrigen 
müſſen Landwirte, welche ihre Viehbeſtände mit ihrem Rauhfutter 
nicht durchfüttern können, den Überſchuß an Vieh abſtoßen oder an 
Landwirte, welche Rauhfutter übrig haben, in Futter geben. 

f) Kraftfutter kann zu Erhaltungs⸗ (nicht zu Maſt⸗) zweden 
in vorſichtig bemeſſenem Umfange aus den Vorſchüſſen bezahlt werden, 
wobei die Unmöglichkeit, große Kraftfuttermengen preiswert durch den 
Handel zu beſchaffen, zu berückſichtigen iſt. Im allgemeinen müſſen 
die Landwirte, welche wenig eigenes Kraftfutter haben, das Vieh mit 
möglichſter Einſchränkung des Kraftfutterbedarfs bis zum Frühjahr 
durchhalten. 

g) Pflüge zur Herbſtfurche können aus Vorſchüſſen beſchafft 
werden. Für Kraftpflüge iſt der beſondere Vorſchußfonds der Land⸗ 
wirtſchaftskammer in Anſpruch zu nehmen. Vorſchüſſe für fehlende 
Geräte zur Frühjahrsbeſtellung können in Ausſicht geſtellt werden, 
damit die rechtzeitige Beſtellung der Geräte zum Frühjahr erfolgen 
kann. Für zum Winterbetrieb fehlende Maſchinen und Anlagen 
(Dreſchen, Getreidereinigen, Rübenſchneiden, Milchverwertung) 
können Vorſchüſſe gewährt werden. 


h) Zur alsbaldigen Anſchaffung von Arbeitspferden, ſoweit dieſe 
nicht aus dem mit beſonderen Mitteln beſchafften Pferdebeſtand der 
Landwirtſchaftskammer zu entnehmen ſind, können in dringenden 
Fällen Beihilfen gegeben werden; es iſt aber zu berückſichtigen, daß 
ſolche leicht ungeſunde Preistreiberei bei den in der Provinz vorhan⸗ 
denen Arbeitspferden hervorrufen können. Beihilfen zum Ankauf 
von Pflugochſen, ſoweit dieſe preiswert zu erhalten ſind, ſind zuläſſig, 
desgleichen ſolche zur Beſchaffung unbedingt erforderlicher Sielen, 
Sättel, Wirtſchaftswagen uſw. 

i) Vorſchüſſe zur wirtſchaftlich nötigen Kopfdüngung der Winter⸗ 
ſaat ſind zuläſſig. Über Saat und Kunſtdung zur Frühjahrsbeſtellung 
für Wieſen und Weiden ergeht ſpätere Anordnung. 
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k) Vorſchüſſe für hier nicht genannte Dinge können bei mäßigen 
Beträgen gewährt werden, in zweifelhaften Fällen iſt die Zuſtimmung 
des Oberpräſidenten einzuholen. 


5. Gewerbliche Betriebe. 


a) Größere Fabrikanlagen und ſonſtige Betriebe, deren Wieder⸗ 
herſtellung erhebliche Koſten beanſprucht, müſſen vielfach bis zur end- 
gültigen Kriegsſchadensfeſtſetzung ruhen; Vorſchüſſe hierfür bedürfen 
der Genehmigung des Oberpräſidenten. Für den perſönlichen Unter⸗ 
halt von Inhabern ruhender Betriebe iſt gemäß Nr. 2 zu ſorgen. 

b) Sonſtige Gewerbebetriebe find in ihren Anlagen durch Vor- 
ſchüſſe möglichſt ſchnell betriebsfähig herzuſtellen. Bei Beſchaffung 
der nötigen Waren, Rohſtoffe und Betriebsſtoffe iſt, ſoweit angänglich, 
an Stelle der Vorſchüſſe Kredit durch die Kriegsnotſtandsbank in An⸗ 
ſpruch zu nehmen. Vorſchüſſe hierfür ſind nur ausnahmsweiſe, bei 
Beträgen über 1000 M nur mit Zuſtimmung des Oberpräſidenten 
zuläſſig. 


6. Sonſtige Erwerbszweige. 


a) Für ſonſtige Erwerbszweige, wie freie Berufe, kommen neben 
der Erhaltung des Haushaltes gemäß Nr. 2 in der Regel nur Vor⸗ 
ſchüſſe zur Anſchaffung nötiger Betriebsmittel (Möbel für Geſchäfts⸗ 
zimmer, Inſtrumente für Arzte und Zahnärzte, Bücher uſw.) in 
Frage. Vorſchüſſe zu größeren Anſchaffungen, etwa für Vermieter 
möblierter Zimmer und Hotels ſind nur zuläſſig, wenn, abgeſehen 
von dem Intereſſe des Beſitzers, auch das Allgemeinintereſſe es 
erforderlich macht. Vorſchüſſe hierfür im Betrage von über 1000 M 
bedürfen der Genehmigung des Oberpräſidenten. 

p) Allgemeine Erwerbsſchwierigkeiten, die mit dem Kriege, 
aber nicht mit dem feindlichen Einbruch zuſammenhängen, können 
bei der Entſchädigung nicht berückſichtigt werden. 
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Kriegshilfskommiſſion 


Verhandelt 


für 


die Provinz Oſtpreußen. Königsberg, den 12. Oktober 1914. 


1. Sitzung. 


Anweſend: 


1. 


2. 
3. 
4. 


Seine Exzellenz der Oberpräſident v. Batocki, als 
Vorſitzender, 

Regierungspräſident Gramſch-Gumbinnen, 
Regierungspräſident v. Hellmann⸗Allenſtein, 
Regierungspräſident Graf v. Keyſerlingk-Königs⸗ 
berg, 


. Seine Durchlaucht der Fürſt zu Dohna -⸗Schlobitten, 
Landeshauptmann v. Berg, 

. Generallandſchaftsdirektor Ka pp, 

. Oberbürgermeifter Körte, 

Landrat a. D. Winckler, 

Generaldirektor Schickert, 

. Generaldirektor Granberg, 

. Schloßhauptmann Freiherr v. Tettau-Tolks, 

. Amtsvorſteher Prill-Damerau, 

. Generalkonſul Meyer, 

. Stadtrat Schwenner⸗Tilſit, 

Stadtrat Korn = Slönigsberg, 

Vorſitzender der Handwerkskammer Kari hu d- Gum- 


binnen, 


. Oberpräfidialtat Graf v. Lambsdorff, 
Regierungsrat Graff, 


20. Regierungsrat Sich luß, 


Regierungsaſſeſſor Freiherr v. Funck, Protokollführer, 
. Regierungsaſſeſſor Dalchow. 


19 


- Seine Exzellenz der Herr Oberpräſident eröffnet die Sitzung 
und begrüßt die Erſchienenen. 

Vor Eintritt in die Tagesordnung verlieſt der Vorſitzende ein 
Huldigungstelegramm an des Kaiſers und Königs Majeſtät und ein 
Begrüßungstelegramm an Seine Exzellenz den Oberpräſidenten 
v. Windheim, welche beide mit Zuſtimmung der Verſammelten 
abgeſandt werden. 

Der Vorſitzende erörtert darauf in längeren Ausführungen die 
Aufgaben, deren Erledigung der Kommiſſion obliegen wird (ogi. 
Anlage 1). 

Landrat Winckler ſpricht feine Freude aus, daß es ihm als Nr 
einzigen Nichtoſtpreußen unter den Mitgliedern vergönnt ift, an den N 
nicht nur für Oſtpreußen, ſondern für ganz Deutſchland bedeutungs⸗ 
vollen Arbeiten der Kommiſſion teilzunehmen (vgl. Anlage 2). 

Seine Durchlaucht der Fürſt zu Dohna dankt namens der N 
Provinz dem Oberpräſidenten für ſeine tiefempfundenen Worte (val. 
Anlage 3). 

Der Vorſitzende trägt darauf an der Hand der vorſtehenden Ne 
Druckſache das Verzeichnis der Mitglieder der Kommiſſion (I) und * 
den Inhalt der Kaiſerlichen Erlaſſe vom 27. Auguſt 1914 (II) und 
24. September 1914 (III) ſowie der zu letzterem ergangenen Miniſte⸗ 
rialanweiſung vom 29. September 1914 (IV) vor. 

Nach Beratung der Geſchäftsordnung für die Kriegshilfs⸗ 
kommiſſion (V) und nach Streichung der Ziffer 6 derſelben wird die 
Geſchäftsordnung einſtimmg angenommen. 

Es wird ſodann in die Beratung der vom Vorſitzenden auf⸗ 
geſtellten Entwürfe von Beſchlüſſen der Kriegshilfskommiſſion (VI) 
eingetreten. 

Bei „I. Verfahren“ wird in Abſatz 1 das Wort Ausſchüſſe durch VL I. 
„Abteilungen“ erſetzt. 

Der Abſatz 4 erhält in ſeinem erſten Satz die Faſſung: 

Der Vorſitzende der Kommiſſion führt die laufende 
Aufſicht über die Tätigkeit der für jeden geſchädig⸗ 
ten Kreis zu bildenden Kriegshilfsausſchüſſe. 

Der Abſchnitt 1 wird mit den Anderungen vorbehaltlich 
miniſteriellen Genehmigung angenommen. 

Bei „II. Grundſätze für die erſtmalige Vorentſchädigung“ wird VI, Ul, 1. 
im Abſchnitt 1a im erſten Satz das Wort „notdürftigen“ geſtrichen. 


der 


2* 
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Der Abſatz 1a erhält folgenden Zuſatz: 

Wo die Verhältniſſe einfach liegen, kann die Feſt⸗ 
ſtellung des Geſamtſchadens mit der Feſtſtellung der 
Vorentſchädigung erfolgen. Die von den Landräten ge⸗ 
zahlten Vorſchüſſe ſind auf die Vorentſchädigung anzu⸗ 
rechnen. 

In Abſchnitt 1b erhält der dritte Satz folgende Faſſung: 

Vorſchüſſe zur Begleichung von ſchon vor dem Ein⸗ 
bruch der Feinde beſtehenden Schuldverbindlichkeiten oder 
von Zinſen dafür bedürfen der Genehmigung des Ober⸗ 
präſidenten. 

Eine Anderung des letzten Satzes dieſes Abſchnitts bleibt vor- 
behalten. 

II, 2. Im Abſchnitt 2 wird der erſte Satz wie folgt abgeändert: 

Die Entſchädigung iſt auf das für die Fortführung 
des Haushalts nötige Maß zu beſchränken. 

Der ganze Abſchnitt wird darauf in der veränderten Faſſung 
unter obigem Vorbehalt ſowie dem miniſterieller Zuſtimmung ange⸗ 
nommen. 

uber die bei Beratung dieſes Abſchnitts vom Grafen Keyſer⸗ 
lingk gegebene Anregung, der Oberpräſident möge eine Rund⸗ 
verfügung an die Landräte erlaſſen, wonach Grund- und Hausbeſttzer, 
die mit der Hypothekenzinszahlung in Schwierigkeiten geraten ſeien, 
auf das Notgeſetz vom 4. Auguſt 1914 hingewieſen werden ſollten, 
ſowie über die Anregung des Generaldirektors Gramberg, es 
möge Beſtimmung getroffen werden, daß die gezahlten Vorent⸗ 
ſchädigungen den Perſonalgläubigern wieder entzogen werden, ſoll 
zunächſt in der Abteilung 4 beraten werden. 


II, 8 u. 4. Über die Abſchnitte II, 3 und 4 wird die Beſchlußfaſſung einſt⸗ 
weilen ausgeſetzt. 
II, 5. Für den Abſchnitt II, 5 wird entſprechend der Anregung des 


Herrn Landeshauptmanns v. Berg und des Herrn Karſchuck die 
Hinzufügung folgenden Satzes in Ausſicht genommen: 
Wechſelkredit, der zur Bezahlung von vor Einbruch 
des Feindes angeſchafften, ſpäter von dieſem zerſtörten 
Waren aufgenommen iſt, kann aus den Vorſchüſſen be⸗ 
glichen werden. 


21 
i Die endgültige Beſchlußfaſſung über dieſen ſowie den Mb- 
ſchnitt IT, 6 wird jedoch gleichfalls ausgeſetzt. 

Schließlich wird zur Bildung der in der Geſchäftsordnung vor⸗ 
geſehenen 5 Abteilungen geſchritten. Die auf Vorſchlag des Bor- 
ſitzenden vorgenommene Zuſammenſetzung der einzelnen Abteilungen 
ergibt ſich aus Anlage 4. | 

Nach Zuſammentritt der Abteilungen werden die gleichfalls aus 
Anlage 5 erſichtlichen Perſonen als Mitglieder mit beratender Stimme 
hinzugewählt. 


v. Batocki, Vorſitzender. Freiherr v. Funck. 


NI 
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Anlage 1. 


Meine Herren! Ich erlaube mir, die erſte Sitzung der Kriegs⸗ 
hilfskommiſſion der Provinz Oſtpreußen hiermit zu eröffnen. Ge⸗ 
ſchäftlich möchte ich mitteilen, daß die als Vertreter der Landwirt⸗ 
ſchaft, des Handels und der Handwerker vorgeſchlagenen Herren Mit⸗ 
glieder der Kommiſſion laut telegraphiſcher Mitteilung vom Staats⸗ 
miniſterium beſtätigt ſind. Ich erlaube mir, dieſe Herren und die 
andern Mitglieder herzlich zu begrüßen mit dem Wunſche, daß Ihre 
Beratungen, die viel Zeit in Anſpruch nehmen und viel Verant⸗ 
wortung bedingen werden, der Provinz zum Segen gereichen mögen. 

Meine Herren! Geſtatten Sie, ehe wir in die geſchäftlichen 
Verhandlungen eintreten, einige einleitenden Worte. Eine ernſte Zeit 
erlebt unſer deutſches Volk, eine doppelt ernſte und ſchwere Zeit iſt es 
für unſere Provinz, für die Oſtmark des Reiches. Oſtpreußen iſt, das 
iſt ja der Anlaß für die uns bevorſtehenden Beratungen, von feind⸗ 
lichen Heeresmaſſen durchzogen worden, die bis ins Herz der Pro- 
vinz vorgingen. Oſtpreußen iſt auch jetzt an ſeinen Grenzen von 
ſtarken feindlichen Heeresteilen bedroht und in einzelnen Grenz⸗ 
bezirken beſetzt. Wir dürfen und wollen hoffen, daß die Gefahr einer 
neuen ſchweren Invaſion durch den Feind, dank der unvergleichlichen 
Tapferkeit unſerer Armee, abgewendet werden wird, daß auch die 
kleinen Grenzbezirke, welche der Feind zurzeit noch beſetzt hat, bald 
mit Hilfe dieſer Armee befreit werden. Was wir insbeſondere 
unſeren oſtpreußiſchen Truppen, was wir unſerem 1. Armeekorps, 
das ſo lange hier in der Provinz ſteht, und auf das wir immer ſtolz 
ſein können, in dieſen letzten Wochen und Tagen zu verdanken haben, 
was wir auch ſeinem Führer, dem Kommandierenden General 
v. Françgois, verdanken, wird ſpäter die Geſchichte künden. Ich 
glaube — ſo herrlich und Begeiſterung erweckend die Taten unſerer 
geſamten Streitkraft zu Waſſer und zu Lande und in der Luft 
ſind — es werden doch die zwar nicht ſo nach außen hervortretenden 
Taten der Tapferkeit, die gerade unſer oſtpreußiſches Armeekorps 
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und ihre Reſerven⸗, Landwehr⸗ und Landfturm-Rormationen ge 
leiſtet haben, von keiner andern Tat unſerer Wehrmacht verdunkelt 
werden. 

In ſolchen Zeiten ſieht der Verwaltungsbeamte, der an der 
wirtſchaftlichen Entwickelung Mitarbeitende, wie gering ſeine Macht 
beim beſten Streben iſt, wie ſehr wir abhängig ſind von den Taten 
der Wehrmacht, zu denen wir nichts beitragen können. Es wird wohl 
wenige unter uns geben, die nicht, wenn ſie ihrem Herzenszuge folgen 
könnten, lieber mit der Waffe in der Hand dem Feind entgegentreten 
würden, als hier am grünen Tiſch beraten. Da wir das nicht können, 
ſo wollen wir Gott bitten, daß er unſern Kaiſerlichen Herrn, den 
oberſten Kriegsherrn, daß er unſer tapferes Heer und unſere ganze 
Wehrmacht zu Waſſer, zu Lande und in der Luft weiter ſegne, damit 
wir bald und ohne allzu große, neue ſchwere Opfer den endgültigen 
Sieg erringen, die Vorausſetzung aller gedeihlichen Arbeit auf dem 
Gebiet, das uns hier anvertraut worden iſt. Wir wollen Gott bitten, 
daß er unſer deutſches Volk ſegne, daß dieſe Zeit, die unſer Volk ſo 
groß und würdig begonnen hat, auch dauernd zu innerer Größe und 
Geſchloſſenheit führen möge und wir wollen als Oſtpreußen geloben, 
daß wir, denen der Ernſt der Zeit jo beſonders ſchwer entgegen: 
getreten iſt, in beſonders hohem Maße auch aus dieſem Ernſt für 
unſere innere Eignung, innere Bewährung, als einzelne Menſchen 
und als Volk gewinnen, damit dieſe Zeit, die Oſtpreußen ſo ſchwere 
Schäden und Sorgen gebracht hat, auch unſerer Provinz ſchließlich 
innerlich zum Segen gereichen möge. Dazu gehört allerdings der feſte 
Entſchluß, unter Zurückſtellung aller Unterſchiede nach Art und Be- 
ruf, nach Armut und Reichtum, nach Partei und Weltanſchauung, 
für das Wohl des Vaterlandes und das unſerer Provinz ein⸗ 
zutreten. Und ich hoffe, daß dieſer Entſchluß nicht nur von uns 
allen, daß er von ſämtlichen Oftpreußen auf die Dauer betätigt 
werden wird. 

Wenn wir unſere wirtſchaftlichen Aufgaben näher ins Auge 
faſſen, jo treten fie zurück gegenüber allen den Fragen, die ich bisher 
berührt habe. Was wir arbeiten werden, iſt aufgebaut auf dem End⸗ 
erfolge der ſchickſalſchweren Tage und Monate, die jetzt über Deutſch⸗ 
land dahingehen. Aber nach preußiſcher Art wird es uns ſelbſt in 
ſolchen Zeiten gelingen, im kleinen treu zu ſein. Echt preußiſch war 
es, daß dicht hinter dem abziehenden Feinde die Herren Miniſter 
nach Oſtpreußen kamen, um fih perſönlich von dem Zuſtand zu über- 
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zeugen und ſofort die Maßnahmen anzuordnen, die zum Wohle der 
Provinz dienen konnten. 

Die ſchwerſte Arbeit, die uns im Oſten obliegt, wird nach unſerm 
endgültigen Siege nicht ſein die Arbeit zur Wiederherſtellung der 
wirtſchaftlichen Schäden, wird nicht fein das, was ſich mit 
Geld machen läßt, ſondern ſie wird darin beſtehen, daß wir unſere 
Bevölkerung wieder ſtärken und feſtigen. Denn nur, wenn das 
gelingt, kann Oſtpreußen ſeine Aufgabe, ein Hort des Deutſchtums 
zu ſein, erfüllen. Bei allen unſern wirtſchaftlichen Maßnahmen 
müſſen wir als erſte Aufgabe im Auge behalten das Ziel, auch die 
Menſchen aller Stände und aller Berufe als treue Deutſche, als treue 
Oſtpreußen unſerer Provinz zu erhalten und, ſoweit ſie hinausgehen 
mußten, ſobald als möglich in die Provinz zurückführen. 

Der zweite Hauptgeſichtspunkt unſerer Arbeit muß der ſein, 
daß wir der großen und ernſten Gefahr bei jeder ſolchen Aktion, Un- 
gerechtigkeiten zu begehen und dadurch Neid und Mißgunſt erregen, 
von vornherein begegnen. Bei ſolchen gewaltigen Aufwendungen 
und ſolchen gewaltigen wirtſchaftlichen Fragen iſt es beim beſten und 
reinſten Willen nicht möglich, es allen recht zu tun, aber das 
Streben muß von vornherein ſein, weder nach oben noch nach 
unten fehl zu greifen, jenem preußiſchen Wahlſpruch „Jedem das 
Seine“ gemäß, dafür zu ſorgen, daß berechtigte Klagen über 
Mißgriffe möglichſt eingeſchränkt werden. Wie ſchwer das gerade hier 
ſein wird, wird immer klarer, je tiefer man in die Dinge hinein⸗ 
dringt. 

Die Verantwortung, die wir haben, iſt eine doppelte, erſtens 
gegen das Staatsganze. Wir dürfen nicht vergeſſen, daß das 
Geld, das wir zu verteilen haben, bezahlt wird — vorbehaltlich der 
Erſtattung dereinſt vom Feinde, auf die wir hoffen wollen, wenn wir 
ſie auch noch nicht in der Taſche haben — aus Steuermitteln anderer 
preußiſcher Provinzen, die auch in ihrer Art vom Kriegszuſtande 
ſchwer gelitten haben. Wir müſſen mit dem fremden Gute fo Jaus- 
halten, wie wir es dieſen andern Steuerzahlern unſeres gemeinſamen 
Vaterlandes gegenüber verantworten können. Und die zweite Ver⸗ 
antwortung haben wir gegen unſere Oſtpreußen, denn nur bei ge⸗ 
rechter, vorſorglicher und weitgreifender Verwendung der Mittel 
werden wir das Ziel erreichen und können wir Mißgunſt und Neid 
abwenden. 
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Unſere Kommiſſion wird dabei nur allgemeine Grund- 
ſätze aufſtellen und demnächſt eine allgemeine Kontrolle führen 
können. Die Hauptarbeit wird in den Kreisorganen liegen, 
und für fie ift die Aufgabe eine beſonders ſchwere. Erſtens wegen 
der ſachlichen Schwierigkeit und dann, weil bis zum Kriegsablauf 
etwa die Hälfte aller Beamten und Selbſtverwaltungsbeamten, und 
zwar durchſchnittlich die rüſtigſten und tatkräftigſten, zur Fahne ein⸗ 
berufen ſind und weil es den Verbleibenden unendlich ſchwer werden 
wird, neben ihren ſonſtigen ſchweren Aufgaben dieſe neue, verant— 
wortungsvolle Aufgabe wirkſam durchzuführen. 

Aber bei allen Bedenken muß unfer Ziel fein, nicht Rück- 
ſchritt, auch nicht Stehenbleiben, ſondern Fort⸗ 
ſchritt unſerer geſamten Entwicklung. In dem Augen⸗ 
blick, wo der Krieg einſetzte, befand ſich Oſtpreußen in einer überaus 
erfreulichen Entwicklung ſeiner ganzen wirtſchaftlichen Verhältniſſe. 
Gegenüber manchen anderen Provinzen mochte ſein Wohlſtand immer 
noch nicht viel bedeuten. Aber wenn man den Fortſchritt gegenüber 
der Zeit vor 30, ja vor 10 Jahren betrachtet, jo wird er nach dem Pro- 
zentſatz vielleicht gewaltiger und größer geweſen ſein, wie bei den 
meiſten andern Landesteilen. Ausgehend von einer höchſt erfreu— 
lichen Entwicklung der Landwirtſchaft in allen ihren Größenklaſſen, 
ausgehend von der dadurch vermehrten Kaufkraft unſerer ländlichen 
Bevölkerung und des dadurch bedingten Emporblühens des Ge— 
werbes und Handels, hatte ſich eine Blüte in der Provinz entwickelt, 
die, wenn wir noch wenige Jahre guter Ernte und wenige Jahre des 
Friedens gehabt hätten, zu einer außerordentlich erfreulichen Zukunft 
geführt haben müßten. Dem iſt durch den Krieg Einhalt ge- 
boten. Aber wir dürfen — das ſagt uns auch das Wort unſeres 
Königs in ſeiner erſten Kundgebung — den Mut nicht ſinken laſſen. 
Oſtpreußen hat vor hundert und einigen Jahren Schlimmeres durch⸗ 
gemacht unter unendlich viel ſchwereren wirtſchaftlichen Verhältniſſen 
im ganzen Vaterlande. Was unſere Vorfahren damals geleiſtet, 
müſſen wir auch leiſten, das wollen wir uns vornehmen, unſern 
oſtpreußiſchen Landsleuten immer wieder vor Augen zu halten. Wir 
wollen den Kopf klar, die Ruhe im Herzen und den Mut behalten, 
der dicht hinter dem abziehenden Feinde, wie ich das in den letzten 
Wochen ſo oft geſehen habe, ſchon wieder den Pflug auf das Feld 
führen, den Hammer auf den Amboß ſchlagen läßt. Wenn wir das 
erreichen, werden wir mit Gottes Hilfe und der Unterſtützung des 
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Staates, die uns, wie ich jetzt ſchon fagen darf, in großzügiger und 
weitherziger Weiſe zuteil werden ſoll, auch aus den jetzigen Schwierig⸗ 
keiten zu einer ſchönen Zukunft wieder gelangen, zu einer Blüte, wie 
wir ſie, wenn der Krieg nicht dazwiſchen gekommen wäre, erreicht 
hätten aber vielleicht, dank größerer Geſchloſſenheit, größerer Einig⸗ 
keit, unter noch beſſeren Vorausſetzungen für eine gedeihliche Ent⸗ 
wickelung unſerer lieben Provinz. 

Die Vorausſetzung für das alles iſt, daß Gott unſere Waffen 
ſegnet, Gott unſer Vaterland zum ſiegreichen Frieden bringt und daß, 
wenn möglich, unſere Provinz, dank der Tapferkeit unſeres Heeres, 
vor neuen feindlichen Einbrüchen bewahrt wird. Wenn dieſer Wunſch 
in Erfüllung geht, glaube ich namens aller Oſtpreußen verſprechen 
zu können, daß wir dann unſern Mann ſtehen und dafür ſorgen 
werden, daß Oſtpreußen wieder eine Perle wird in der Krone des 
preußiſchen Königtums. 
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Anlage 2. 


Generaldirektor der Landfeuerſozietät des Herzogtums Sachſen, 
Landrat a. D. Winckler, M. d. A.: Nachdem ich den Herrn Ober- 
präſidenten gebeten, an ſeine einleitenden Worte einige anſchließen zu 
dürfen, geſchieht das deshalb, weil ich in dieſer Kommiſſion der ein— 
zige bin, der nicht ein Sohn Oſtpreußens iſt. Ich bin der Königlichen 
Staatsregierung dankbar, daß ſie meine Bitte erfüllt hat, mir Ge⸗ 
legenheit zu geben, mitzuarbeiten an der Arbeit der Wiederaufrich— 
tung Oſtpreußens. Und ich möchte, wenn der Herr Vorſitzende ge- 
ſprochen hat, von der großen und wichtigen oſtpreußiſchen Aufgabe, 
die die Kommiſſion zu erledigen hat, die Bemerkung hinzufügen, daß 
es eine allgemeine deutſche Aufgabe und eine allgemeine preußiſche 
Aufgabe iſt, alles zu tun, damit die Schäden beſeitigt werden, die der 
Krieg Oſtpreußen geſchlagen hat. 

Meine Herren! Wenn ich aus dem Herzen Deutſchlands hier— 
her komme, ſo glaube ich, die Verſicherung hinzufügen zu dürfen, daß 
das Reich mit lebhaftem Intereſſe an den Vorgängen in Oſtpreußen 
beteiligt iſt. Der Herr Vorſitzende hat geſagt — ich möchte daran 
anknüpfen dürfen — es darf kein Rückſchritt werden, es müſſe ein 
Fortſchritt werden für Oſtpreußen, wie es keine Gegenwart, ſondern 
nur eine Vergangenheit und eine Zukunft, ſo gibt es auch keinen 
Stillſtand in der Entwickelung, ſondern ein Land wird immer vor— 
wärtsſchreiten oder rückwärtsſchreiten; und das gewaltige Ereignis 
in Oſtpreußen wird unter allen Umſtänden einen Schritt be— 
deuten in der Geſchichte Oſtpreußens. Man wird davon datieren 
entweder einen Rückſchritt des Landes zum Schaden ganz Deutfch- 
lands oder einen Aufſtieg zum Auſſtieg ganz Deutſchlands. Meine 
Herren, es iſt ſelbſtverſtändlich, daß wir bei den ganzen Arbeiten nur 
ein Ziel haben können, daß die Zuſtände nicht wie früher wieder ent- 
ſtehen, ſondern daß Oſtpreußen größer und mächtiger wird als es 
jemals geweſen iſt und größer und einflußreicher als vor dem Kriege. 

Meine Herren, ich bitte, mir jetzt zu geſtatten, der ich nicht Oft- 
preuße bin, Ihnen die Hand zu reichen und mit Ihnen arbeiten zu 
dürfen. 
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Anlage 3. 


Fürſt zu Dohna⸗Schlobitten, Durchlaucht: Als Oft- 
preuße möchte ich dem neuen Herrn Oberpräſidenten, Herrn 
v. Batocki, ſo recht von Herzen danken für die ſo tief empfundenen 
Worte. Ich habe den Eindruck, daß jeder Oſtpreuße, wenn er leſen 
wird, was hier geſprochen iſt, ergriffen ſein wird von der Überzeugung, 
daß ihm geholfen werden ſoll und wird. Das walte Gott! 


Anlage 4. 


Abteilung 


Mitglieder 


1. Abteilung für land⸗ 
wirtſchaftliche Fragen 


2. Abteilung für Handel 
und Gewerbe 


3. Abteilung für Brand⸗ 
und Plünderſchäden 


Generallandſchaftsdirektor Kapp, ſtellvertre⸗ 
tender Vorſitzender, 
Se. Durchlaucht Fürſt zu Dohna⸗Schlobitten, 
Regierungspräſident Graf Keyſerlingk, 
Schloßhauptmann Freiherr v. Tettau⸗Tolks, 
Amtsvorſteher Prill⸗Damerau. 
Hinzugewählt: 
Herr Uhſe⸗Ganſenſtein, 

„ v. Saucken⸗Tarputſchen, 

„ Balduhn⸗Caporn, 

„ v. Negenborn⸗Klonau, 

„ Brandes⸗Althof, 


„ Profeſſor Hanſen. 


Oberbürgermeiſter Körte, ſtellvertretender Vor⸗ 
ſitzender, 
Regierungspräſident v. Hellmann, 
Regierungspräſident Graf Keyſerlingk, 
Generalkonſul Meyer, 
Stadtrat Schwenner⸗Tilſit, 
Stadtrat Korn⸗Königsberg, 
Vorſitzender der Handwerkskammer Karſchuck⸗ 
Gumbinnen. 
Hinzugewählt: 
Oberbürgermeiſter Pohl⸗Tilſit, 
Fabrikbeſitzer Rönſch⸗Allenſtein, 
Stadtrat Eichelbaum⸗Inſterburg. 


Generaldirektor der Feuerſozietät Schickert, 
ſtellvertretender Vorſitzender, 

Landrat Winckler, 

Generallandſchaftsdirektor Kapp, 

Amtsvorſteher Prill⸗Damerau, 

Generaldirektor Gramberg. 
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Abteilung 


Mitglieder 


PPP Lu — — 


4. Abteilung für Kredit⸗ 
fragen 


5. Abteilung für den 
Wiederaufbau zerſtör⸗ 
ter Ortſchaften 


Hinzugewählt: 

Bürgermeiſter Plewka⸗Gerdauen, 

Bürgermeiſter Schröder⸗Heiligenbeil. 

Amtsrat Reichert⸗Königsberg. 

Regierungspräſident Graf Keyſerlingk, ſtell⸗ 
vertretender Vorſitzender, 

Landeshauptmann v. Berg, 

Generallandſchaftsdirektor Kapp, 

Oberbürgermeiſter Körte, 

Generaldirektor der Landgeſellſchaft Gramberg, 

Generalkonſul Meyer. 

Hinzugewählt: 

Landrat v. Hippel⸗Labiau, 

Direktor Seelmann (Raiffeiſen⸗Verband), 

Sfonomierat Graw⸗Schmolainen (Erm⸗ 
ländiſche Genoſſenſchaft), 

Stadtrat Schweiger⸗Inſterburg (Ver⸗ 
band Landwirtſchaftlicher Genoſſen⸗ 
ſchaften für Oſtpreußen), 

Direktor Anbuhl⸗Inſterburg (Schulze⸗ 
Delitzſche Genoſſenſchaft), 

Bürgermeiſter Schmidt⸗Lötzen. 


Landeshauptmann v. Berg, ſtellvertretender 
Vorſitzender, 
Regierungspräſident Gramſch, 
Oberbürgermeiſter Körte, 
Generaldirektor der Landgeſellſchaft Gramberg, 
Landrat Winckler, 
Generaldirektor Schickert. 
Hinzugewählt: 
Provinzialkonſervator Prof. Dethlefſen, 
Okonomierat Scheu⸗Adl.⸗Heydekrug, 
Stadtbaurat für Tiefbau Kutſchke⸗Kö⸗ 
nigsberg, 
Bürgermeiſter Kuhn⸗-Neidenburg. 


Kriegshilfskommiſſion 


* 


Verhandelt 


für 
die Provinz Oſtpreußen. Königsberg, den 12. Oktober 1914. 
2. Sitzung. 
Anweſend: 


1. 


DO 


Seine Exzellenz der Oberpräſident v. Batocki als Vor⸗ 
ſitzender, 


Geheimer Regierungsrat Eggert vom Landwirtſchafts⸗ 


miniſterium, 


Geheimer Finanzrat von Velſen, 

Landrat Kutſcher vom Miniſterium des Innern, 

. Regierungspräſident © r am f h =- Gumbinnen, 

. Regierungêpräfident v. Hellmann -Allenftein, 

. Regierungspräfident Graf Keyjerlingf- Königsberg, 
Seine Durchlaucht der Für ſt zu Dohna-CSHlobitten, 
„Landeshauptmann v. Berg, 

. Generallandſchaftsdirektor Kapp, 

. Oberbürgermeifter Körte, 

Landrat a. D. Winckler, 

Generaldirektor Schickert, 

Generaldirektor Gramberg, 

. Schloßhauptmann Freiherr v. Tettau⸗Tolks, 

„ Amtsvorſteher Prill⸗Damerau, 

. Generalkonſul Meyer, 

Stadtrat Schwenner⸗Tilſit, 

. Stadtrat Korn⸗Königsberg, 

„Vorſitzender der Handwerkskammer Karſchuck-Gum⸗ 


binnen, 


. Oberpräfidialtat Graf Lambsdorff, 

22. Regierungsrat Graff, 

Regierungsrat Schluß, 

. Regierungsaſſeſſor Freiherr v. Funck, als Protokoll⸗ 


führer, 


. Regierungsaſſeſſor Dalchow. 
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Vor Eintritt in die Tagesordnung verlieft der Vorſitzende ein 
Telegramm Seiner Majeſtät des Kaiſers und Königs, welcher ſeinen 
Allerhöchſten Dank für das ihm überſandte Huldigungstelegramm 
ausſpricht. 

Es wurde ſodann in die Beratung der Grundſätze für die erſt⸗ 
malige Vorentſchädigung eingetreten, nachdem in einzelnen Sitzungen 
am Vormittag die gewählten fünf Abteilungen über die von ihnen 
zu machenden Vorſchläge ſchlüſſig geworden waren. 

Nach Vortrag der Abteilungsbeſchlüſſe durch die ſtellvertreten⸗ 
den Vorſitzenden wurden die einzelnen Punkte des Abſchnitts VI der 
vorſtehenden Druckſache in folgender Faſſung angenommen: 


H, i. „Smallgemeinen 


a) Allgemeine Erwerbsſchwierigkeiten, die mit dem Kriege, aber 
nicht mit dem feindlichen Einbruch zuſammenhängen, können bei der 
Entſchädigung nicht berückſichtigt werden. 

b) Die Vorentſchädigung ſoll unbedingt auf das zur Fort⸗ 
führung des Haushalts, des landwirtſchaftlichen und gewerblichen Be⸗ 
triebes oder ſonſtigen Erwerbszweiges und zur Beſchaffung der hierzu 
erforderlichen Geräte und Inventarſtücke notwendige Maß beſchränkt 
werden. Da die geſamte Vorentſchädigung nur einen in der Höhe 
nicht beſtimmten „Bruchteil“ des geſamten tatſächlichen Schadens be⸗ 
tragen ſoll, iſt dieſer in ganz überſchläglicher Weiſe in einer Zahl 
zu ermitteln. Für die Ermittelung iſt ein erheblicher Zeitaufwand 
nicht gerechtfertigt, denn ſie hat für die endgültige Feſtſtellung des 
Kriegsſchadens keine Bedeutung, und es iſt im allgemeinen ausge⸗ 
ſchloſſen, daß die bei der Vorentſchädigung als notwendig zur Fort- 
führung des Haushaltes und Betriebes feſtzuſtellende Summe mehr 
als einen Bruchteil des Geſamtſchadens betragen könnte, ſo daß es für 
die Vorentſchädigung auf die Geſamtſchadensſumme wenig ankommt. 
Wo die Verhältniſſe einfach liegen, kann die Feſtſtellung des Geſamt⸗ 
ſchadens zugleich mit der Feſtſtellung der Vorentſchädigung erfolgen. 
Die von den Landräten und aus Wohltätigkeitsmitteln ausgezahlten 
Vorſchüſſe ſind auf die Vorentſchädigung anzurechnen. 

c) Die Lieferung der Vorentſchädigung hat möglichſt in Natur 
zu erfolgen. Wo das nicht angeht, iſt dem Geſchädigten eine Be⸗ 
ſcheinigung zu geben, daß Rechnungen für die bezeichneten An⸗ 
ſchaffungen bis zur feſtgeſetzten Höhe von der Kreiskommunalkaſſe 
aus Staatsmitteln gezahlt werden würden. Die Bezahlung hat nach 
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Vorlegung der von dem Geſchädigten auf die Richtigkeit zu beſcheini⸗ 
genden Rechnung zu erfolgen. Müſſen dem Geſchädigten Barmittel 
in die Hand gegeben werden, etwa zur Beſoldung von Angeſtellten 
und Arbeitern, oder zur Anſchaffung von Waren, deren Barzahlung 
üblich iſt, ſo iſt bei größeren Beträgen eine alsbaldige Einreichung 
der Quittungen an die Kreiskommunalkaſſe zu fordern. Die Rück⸗ 
zahlungspflicht iſt von dem Entſchädigten verhandlungsſchriftlich für 
die Fälle anzuerkennen, daß der Betrag nicht oder nicht in vollem 
Umfange zu dem angegebenen Zwecke verwendet wird, oder daß der 
Entſchädigte innerhalb eines Jahres nach Friedensſchluß ſein Grund⸗ 
ſtück verkauft oder ſeinen Betrieb aufgibt oder die Heimat verläßt, 
ohne dazu durch einen wichtigen Grund gezwungen zu ſein. Ob ein 
wichtiger Grund vorliegt, entſcheidet das freie Ermeſſen des Ober⸗ 
präſidenten. Wiſſentlich oder grob fahrläſſige, falſche Angaben des 
Geſchädigten bei der Vorentſchädigungs⸗ und Schadensermittelung be- 
dingen die Rückzahlungspflicht für den Empfänger und den Verluſt 
weiterer Anſprüche. 

A) Als Vorbereitung für die endgültige Schadensermittelung 
ſind baldigſt feſtzuſtellen die unmittelbaren Schäden, deren ſpätere 
Feſtſtellung Schwierigkeiten begegnen würde, insbeſondere Feuers, 
Trümmer- und Plünderſchäden, gleichgültig, ob durch den Feind, 
deutſche Truppen oder Flüchtlinge verurſacht. Die Feſtſtellung hat, 
ſoweit die Feuerſozietät oder die Kriegshilfsausſchüſſe dazu nicht recht⸗ 
zeitig in der Lage ſind, durch die Ortspolizeibehörde oder durch vom 
Landrat an deren Stelle beauftragte Perſonen oder Kommiſſionen 
zu erfolgen. 


II, 2. ihr eng des Haushalts.“ 


Die Entſchädigung iſt auf das für die Fortführung des Haus⸗ 
halts, Erhaltung der Geſundheit und die Fortſetzung der Erziehung 
der Haushaltsangehörigen nötige Maße zu beſchränken. Irgendwelche 
darüber hinausgehenden Anſchaffungen dürfen aus der Vorentſchädi⸗ 
gung nicht bezahlt werden, ein Beſtand an Nahrungsmitteln, Brenn⸗ 
material uſw. nur inſoweit, als er zur Fortführung des Haushalts 
unbedingt erforderlich iſt. Wo genügendes Einkommen und ge— 
nügende Erwerbsmöglichkeit fehlt, können in Ausnahmefällen die 
zum Lebensunterhalt erforderlichen wöchentlichen oder monatlichen 
Veträge bis Ende dieſes Winters vorgeſehen werden, desgleichen bei 
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Unmöglichkeit der Mietszahlung die Wohnungsmiete und bei Eut- 
quartierung wegen Obdachloſigkeit infolge Zerſtörung der Wohnung 
das an den Quartiergeber zu zahlende Quartiergeld. 


II, 3. „Brand-, Trümmer⸗ und Plünderſchäden.“ 


a) Die Schätzung der Brand- und Trümmerſchäden erfolgt vor- 
läufig durch die Feuerſozietät für die Provinz Oſtpreußen. Bei dieſer 
Schätzung ift der wirkliche Schaden nach Friedensgrundſätzen zu er⸗ 
mitteln. Alsbaldige Vorſchüſſe dürfen auch vor erfolgter Feſtſtellung 
der Schäden, aber nur für ſolche Bauarbeiten bewilligt werden, deren 
Herſtellung vor Eintritt des Winters möglich und wirtſchaftlich ge- 
boten iſt. Vorläufige größere Herſtellungsarbeiten an Gebäuden, 
wie Notdächer, auf Koſten des Fonds ſind zuläſſig, wenn die Koſten 
im richtigen Verhältnis zum wirtſchaftlichen Vorteil der ſofortigen 
Herſtellung ſtehen. Bei der Ausführung iſt ſorgfältig darauf zu 
achten, daß Hölzer ſo verlängt werden, daß ſie beim ſpäteren end- 
gültigen Bau benutzt werden können. Bei Hergabe von Bauholz aus 
Königlichen Forſten wird von der Forſtverwaltung Kredit gewährt. 
Vorſchüſſe aus den Vorentſchädigungsmitteln ſind hierfür nicht nötig. 
Zu Barackenbauten dürfen Vorſchüſſe nur mit Genehmigung des 
Oberpräſidenten ausnahmsweiſe hergegeben werden, wenn jede andere 
Möglichkeit der Unterbringung bis zum nächſten Jahre, wo mit end⸗ 
gültigen Bauten begonnen werden kann, ausgeſchloſſen iſt und die 
rechtzeitige Herſtellung von Baracken zu angemeſſenen Preiſen ge- 
ſichert werden kann. 

p) Die Schätzung der Brand» und Trümmerſchäden an be- 
weglichen Sachen erfolgt, ſoweit eine Erſatzpflicht der Feuerſozietät 
vorliegt, durch dieſe, im übrigen durch die Kriegshilfsausſchüſſe unter 
Zuziehung geeigneter Sachverſtändiger. 

c) Die Plünderſchäden ſind durch die Kriegshilfsausſchüſſe ab⸗ 
zuſchätzen. 

II, 4. „Land wirtſchaftliche Betriebe.“ 

a) Zur Herſtellung von Wirtſchaftsgebäuden und Arbeiter 
wohnungen dürfen Vorentſchädigungen vorläufig nur bewilligt werden, 
wenn die Beſchädigung ſo gering iſt, daß die Herſtellung noch im Herbſt 
erfolgen kann. Vorentſchädigungen für Scheunenbauten ſind vor⸗ 
läufig unzuläſſig. Bei Zerſtörung aller oder faſt aller Wirtſchafts⸗ 
gebäude muß der Betrieb ſchlimmſtenfalls einſtweilen ruhen, das 
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Vieh nach Möglichkeit auch nach auswärts mit Hilfe der Landwirt⸗ 
ſchaftskammern der anderen Provinzen in Futter gegeben, äußerſten⸗ 
falls aber verkauft werden. Die Gutsarbeiter ſollen in ſolchen Fällen, 
ſo gut es geht, in der Nachbarſchaft beſchäftigt werden. Ausnahmen 
bedürfen der Genehmigung des Oberpräſidenten. Für den perſön⸗ 
lichen Unterhalt von Inhabern ruhender Betriebe iſt gemäß Nr. 2 
zu ſorgen. 

b) Für vor Eintritt des Froſtes ausführbare Wiederher⸗ 
ſtellungen kleinerer Schäden an Drainagen und ſonſtigen Melio⸗ 
rationsanlagen können, wenn bei Aufſchub die Wirtſchaft erheblich 
leiden würde, Vorentſchädigungen gewährt werden. 

e) Die Wiederbeſetzung der Betriebe mit Rindvieh ift von der 
Landwirtſchaftskammer und den Landräten in die Wege geleitet. 
Im übrigen ſind zur Anſchaffung von Rindvieh Vorentſchädigungen 
vorläufig unzuläſſig. Ausnahmen bedürfen der Genehmigung des 
Oberpräſidenten. 

d) Zuchtſchweine, Ferkel und Läufer zu Maſtzwecken können 
durch Vermittelung der Landwirtſchaftskammer, welche die dieſerhalb 
erforderlichen Maßregeln bereits eingeleitet hat, oder auf anderem 
Wege auf das Vorentſchädigungskonto geliefert werden. Vorent⸗ 
ſchädigungen zur Beſchaffung von Füllen ſind nur ausnahmsweiſe 
mit Genehmigung des Oberpräſidenten geſtattet. 

e) Wo Rauhfutter nicht genügend vorhanden iſt, können Bei⸗ 
hilfen zu deſſen Ankauf aus der Nachbarſchaft in der Regel nur ge⸗ 
geben werden, wenn es ſich um Haltung von Pferden und wertvollem 
Zuchtmaterial oder unbedingt für den Haushalt nötiger Milchkühe 
handelt. Ausnahmen bedürfen der Genehmigung des Oberpräſidenten. 
Im übrigen haben die unter a wegen Unterbringung von Vieh— 
beſtänden angegebenen Grundſätze entſprechende Anwendung zu finden. 

f) Kraftfutter kann zu Erhaltungs-, nicht zu Maſtzwecken, in 
vorſichtig bemeſſenem Umfange aus den Vorentſchädigungen bezahlt 
werden, wobei die Unmöglichkeit, große Kraftfuttermengen preiswert 
durch den Handel zu beſchaffen, zu berückſichtigen iſt. Im allgemeinen 
müſſen die Landwirte, welche wenig eigenes Kraftfutter haben, das 
Vieh mit möglichſter Einſchränkung des Kraftfutterbedarfs bis zum 
Frühjahr durchhalten. 

g) Pflüge zur Herbſtfurche können aus Vorentſchädigungen be- 
ſchafft werden. Für Kraftpflüge iſt der Beſondere Vorſchußfonds 
der Landwirtſchaftskammer in Anſpruch zu nehmen. Vorentſchädi⸗ 
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gungen für fehlende Geräte zur Frühjahrsbeſtellung können in Aus- 
jicht geſtellt werden, damit die rechtzeitige Beſtellung der Geräte zum 
Frühjahr erfolgen kann. Für zum Herbſt- und Winterbetrieb fehlende 
Maſchinen und Aulagen (Kartoffelernte, Dreſchen, Getreidereinigen, 
Rübenſchneiden, Milchverwerten) können Vorentſchädigungen gewährt 
werden. 

h) Zur alsbaldigen Anſchafſung von Arbeitspferden, ſoweit 
dieſe nicht aus dem mit beſonderen Mitteln beſchafften Pferdebeſtand 
der Landwirtſchaftskammet zu entnehmen find, können in dringenden 
Fällen Beihilfen gegeben werden. Es iſt aber zu berückſichtigen, daß 
ſolche leicht ungeſunde Preistreiberei der Händler und Beſitzer bereiten 
können. Beihilfen zum Ankauf von Pflugochſen, ſoweit dieſe preis— 
wert zu erhalten ſind, ſind zuläſſig, desgleichen ſolche zur Beſchaffung 
unbedingt erforderlicher Sielen, Sättel, Wirtſchaftswagen uſw. 

i) Vorentſchädigungen zur wirtſchaftlich notwendigen Kopf— 
düngung der Winterſaat ſind zuläſſig. Über Saat und Kunſtdung 
zur Frühjahrsbeſtellung für Wieſen und Weiden ergeht ſpätere An— 
ordnung. 

k) Vorentſchädigungen für hier nicht genannte Dinge können 
bei mäßigen Beträgen gewährt werden. In zweifelhaften Fällen iſt 
die Zuſtimmung des Oberpräſidenten einzuholen. 


II, 5. „Gewerbliche Betriebe.“ 


a) Größere Fabrikanlagen und ſonſtige Betriebe, deren Wieder- 
herſtellung erhebliche Koſten beanſprucht, müſſen vielfach bis zur end— 
gültigen Kriegsſchadensfeſtſetzung ruhen. Vorentſchädigungen für 
derartige Betriebe bedürfen der Genehmigung des Oberpräſidenten. 
Für den perſönlichen Unterhalt ruhender Betriebe iſt gemäß Nr. 2 zu 
ſorgen. 

b) Sonſtige Gewerbebetriebe ſind in ihren Anlagen durch Vor— 
entſchädigungen möglichſt ſchnell betriebsfähig herzuſtellen. Bei Pe- 
ſchaffung der nötigen Waren, Rohſtoffe und Betriebsſtoffe iſt, ſoweit 
angängig, an Stelle der Vorentſchädigungen Kredit durch die Kriegs- 
kreditbank in Anſpruch zu nehmen. Vorentſchädigungen ſind bei Be— 
trägen über 3000 Mark nur mit Zuſtimmung des Oberpräſidenten 
zuläſſig. 

c) Zur Deckung von Wechſel- und Warenſchuldverpflichtungen, 
welche vor dem Beginn des Krieges entſtanden ſind, ſind Vorent— 
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ſchädigungen in der Regel nicht zu gewähren, vielmehr iſt auf anderem 
Wege eine Kredithilfe zu ſuchen. Ausnahmefälle bedürfen bei Be⸗ 
trägen über 1000 Mark der Zuſtimmung des Oberpräfidenten. 


IT, 6. „Sonſtige Erwerbszweige.“ 


Für ſonſtige Erwerbszweige, wie freie Berufe, kommen neben 
der Erhaltung des Haushalts gemäß Nr. 2 in der Regel nur Vorent⸗ 
ſchädigungen zur Anſchaffung nötiger Betriebsmittel (Möbel für 
Geſchäftszimmer, Inſtrumente für Arzte und Zahnärzte, Bücher uſw.) 
in Frage. Vorentſchädigungen zu größeren Anſchaffungen, etwa für 
Vermieter möblierter Zimmer und Hotels ſind nur zuläſſig, wenn, 
abgeſehen von dem Intereſſe des Beſitzers, auch das Allgemeininter— 
eſſe es erforderlich macht. Vorentſchädigungen im Betrage von über 
3000 Mark bedürfen der Genehmigung des Oberpräſidenten. 
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Vorentſchädigungen zur Begleichung von ſchon vor dem Ein⸗ 

bruch des Feindes beſtehenden Schuldverbindlichkeiten dürfen in der 
Regel nicht gewährt werden. 
l Vorentſchädigungen zur Zahlung von Hypothekenzinſen find in 
der Regel nur zu bewilligen, ſoweit die Hypotheken innerhalb drei 
Vierteln des vor dem Kriegsausbruch für das Grundſtück beſtehenden 
Verkehrswertes liegen. 

Zur Zahlung von Zinſen für beſtehenden Perſonalkredit dürfen 
Vorentſchädigungen in der Regel nur für die ſeit dem 1. Juli 1914 
aufgelaufenen Zinſen gegeben werden. Ausnahmen bedürfen der 
Zuſtimmung des Oberpräſidenten. 

Alle Beträge zur Zinsbegleichung ſind nicht an den Schuldner, 
ſondern direkt an den Gläubiger zu zahlen. Dabei haben die Kriegs⸗ 
hilfsausſchüſſe dafür zu ſorgen, daß die Vorentſchädigungen in erſter 
Linie zur Bezahlung der Zinſen für Landſchaftsſchulden und der 
Schulden bei anderen öffentlichen Kreditinſtituten verwandt werden. 


II, 8. „Wiederaufbau zerſtörter Städte.“ 


Die Einführung der lex Adickes für Oſtpreußen wird befür⸗ 
wortet, wenn die Kommiſſion ſich auch darüber einig iſt, daß die An— 
wendung ſelten ſein wird. 
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Für die baldigſt in Angriff zu nehmenden Vorarbeiten für den 
Wiederaufbau der Städte ſoll von der Anſiedlungskommiſſion die 
Überweiſung einer möglichſt großen Anzahl von Landmeſſern und 
für die weiter zu treffenden Maßnahmen die Mitarbeit des Ne- 
gierungs- und Baurats Fiſcher erbeten werden. 

Es wird ſodann beſchloſſen, die vorſtehenden Grundſätze, gegen 
deren einſtweilige ſofortige Anwendung von keiner Seite Widerſpruch 
erhoben wird, dem Königlichen Staatsminiſterium zur endgültigen 
Genehmigung zu unterbreiten. 

Der Vorſitzende teilt noch mit, daß das Königliche Staats- 
miniſterium beſchloſſen habe, Plünderſchäden, von denen Beamte und 
Domänenpächter betroffen find, durch die vorgeſetzte Dienſtbehörde ab- 
ſchätzen zu laſſen. Auf die aus der Kommiſſion heraus geäußerten 
Bedenken wegen mangelnder Einheitlichkeit des Verfahrens und der 
Behandlung der Geſchädigten erklärt der Vertreter des Miniſters des 
Innern, daß es ſich hierbei nur um die den Beamten zu zahlende 
Vo rentſchädigung handele, welche wie bei allen anderen Perſonen 
auf die endgültige Entſchädigung angerechnet werden ſolle. Beſondere 
Beſtimmungen für Beamte bei Feſtſetzung der endgültigen Ent— 
ſchädigung, welche für alle Perſonen, auch für Beamte nach den vom 
Reich aufgeſtellten Grundſätzen erfolgt, ſei nicht beabſichtigt. 


von Batodi. Freiherr v. Fuuck. 
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